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Ruhig mal reinschauen

Der Titel klingt nicht gerade 
nach leichtem Lesestoff: »ePA 

für Alle – Informationsmate­
rial nach § 343 Abs. 1a SGB V«.  

Die 40 DinA4-Seiten, die 
nach dieser Überschrift plus 

3-seitigem Inhaltsverzeichnis 
folgen, sollten aber möglichst 

alle Krankenversicherten 
zur Kenntnis nehmen, die sie 
sich bewusst für oder gegen 

die Einrichtung einer elek­
tronischen Patientenakte 

(ePA) entscheiden wollen. Die 
Infomationen, zu finden auf 
der Webseite des GKV-Spit­

zenverbandes, vermitteln  
einen einigermaßen über­

sichtlichen Eindruck davon, 
wie vielfältig und komplex 

das Thema ePA tatsächlich 
ist. Beschrieben werden unter 

anderem die »medizinischen 
Anwendungsfälle« der ePA 
und die Weiternutzung der 

gespeicherten Daten zu For­
schungszwecken, die ab dem 

15. Juli 2025 möglich sein 
werde. Erläutert werden auch 

verschiedene Optionen des 
Widerspruchs. Einfach mal 

hinsurfen:  
www.gkv-spitzenverband.de/ 

service/elektronische_ 
patientenakte_ 

epa/epa_infos.jsp

Elektronische Patientenakte

Start, Skepsis,  
Forderungen

Bundesärztekammer (BÄK) formulierter und 
mit klarer Mehrheit beschlossener Antrag, der 
zudem verlangt, dass »die Krankenkassen die Ver-
sicherten über die Wahrnehmung ihrer Zugriffs- 
oder Widerspruchsrechte besser informieren«.

Notwendig ist nach Meinung der meisten  
Ärzte-Vertreter*innen, die ja laut Antrag des 
BÄK-Vorstands in der ePA grundsätzlich das  
»Potenzial« sehen, zur Verbesserung der Patien-
tenversorgung beizutragen, auch diese Reform: 
»Um eine von der Patientin bzw. dem Patienten 
nicht gewünschte Offenbarung sensibler Infor-
mationen zu verhindern, dürfen die Abrech-
nungsdaten, die seitens der Krankenkassen in 
die ePA eingestellt werden, zunächst nur für 
die Versicherten selbst einsehbar sein, damit sie 
entscheiden können, wem sie einen lesenden 
Zugriff einräumen wollen.«

Angenommen wurde außerdem ein Antrag, 
wonach der Bundestag das derzeit für Strafverfol-
gungsbehörden geltende Beschlagnahmeverbot 
von medizinischen Daten ausdrücklich und per 
Gesetz auch auf den Inhalt der ePA beziehen solle. 

Ein weiterer, ebenfalls von der Mehrheit der 
Delegiert*innen befürworteter Antrag fordert, 
dass der Bundestag und Gesundheitsministerin 
Warken »vulnerable Patienten und Kinder in der 
digitalen Gesundheitswelt schützen« müssten. 
Unter anderem solle der Gesetzgeber sicher-
stellen, dass bei Kindern und Jugendlichen 
sowie psychiatrischen und suizidgefährdeten 
Patient*innen »keine ICD-Codes und Abrech-
nungsziffern übertragen werden«. 

»Abgeschafft« werden soll nach Meinung des 
Ärztetages die geltende Regelung, dass die ePA 
auch für Minderjährige automatisch eingerich-
tet wird – künftig solle dies nur dann passieren, 
wenn vorher eine »gemeinsame Entscheidung 
aller Erziehungsberechtigten ggf. nach ärztlicher  
Beratung« pro freiwillige Nutzung bei ihrer 
Krankenkasse eingetroffen sei. Die Kranken-
kassen, so eine weitere beschlossene Forderung, 
»müssen Jugendliche mit dem 15. Geburtstag 
auf die Möglichkeit der Löschung der Daten aus 
der Kindheit auf ihrer ePA hinweisen«. 

Und beschlossen wurde auch dies: »Der 129. 
Deutsche Ärztetag fordert eine gesetzliche Rege-
lung, dass Daten in der patientengeführten ePA, 
die vor dem 18. Geburtstag eingetragen wurden, 
nicht zur Beurteilung von Versicherungsleistun-
gen, Einstellungskriterien oder weiteren, den 
Lebenslauf bestimmenden Beurteilungen ver-
wendet werden dürfen.« Zur Begründung heißt 
es, oft werde eine Verbeamtung bei Einträgen mit 
chronischen Diagnosen oder eine Übernahme in 
den Polizei- oder Bundeswehrdienst abgelehnt, 
wenn »F-Diagnosen« – gemeint sind psychische 
Störungen und Verhaltensauffälligkeiten gemäß 
Internationaler Klassifikation der Krankheiten 
(ICD 10) – aus der Kindheit vorlägen.   
� Klaus-Peter Görlitzer 

Für Karl Lauterbach (SPD) war der 29. April 
2025 ein Tag, auf den er lange gewartet hatte: 

»Der bundesweite Start der elektronischen 
Patientenakte markiert einen längst überfälligen 
Wendepunkt in der Digitalisierung der Gesund-
heitsversorgung, 20 Jahre hat die Einführung 
gedauert.« Die ePA werde helfen, die »Qualität 
der Versorgung« zu verbessern und »neue KI 
unterstützte Forschung möglich« zu machen, 
sagte Lauterbach voraus, der Ende April noch 
kommissarisch als Bundesminister für Gesund-
heit amtierte.

Ärzt*innen, Apotheken und weitere Leis-
tungserbringer sind allerdings erst ab Okto-
ber 2025 verpflichtet, die ePA zu nutzen, die 
Krankenkassen für alle gesetzlich Versicherten 
automatisch bis Anfang 2025 einrichten muss-
ten – sofern und solange die Betroffenen keinen 
Widerspruch einlegen. Bis Ende April, beim 
offiziellen Start der ePA, hatten laut GKV-Spit-
zenverband »rund 5 Prozent« der Versicherten 
erklärt, dass sie die ePA nicht nutzen wollen, 
das sind mehr als drei Millionen Menschen. Wi-
dersprüche sind jederzeit und auch nachträglich 
bei den Krankenkassen möglich, für Versicherte 
ist der Gebrauch der ePA gemäß des von Lauter-
bach entworfenen Gesetzes freiwillig.

Lauterbach sagte, die vom Chaos Computer 
Club (CCC) Ende 2024 aufgedeckten Sicherheits- 
lücken seien behoben, und er betonte: »Die elek-
tronische Patientenakte muss sehr gut geschützt 
bleiben. Massenangriffe auf Patientendaten müs-
sen grundsätzlich ausgeschlossen bleiben.« Man 
wird sehen, welche Erfahrungen ePA-nutzende 
Versicherte und Gesundheitsberufler*innen  
machen werden, und wie Lauterbachs Nach-
folgerin im Ministeramt, Nina Warken (CDU), 
dann darauf reagieren wird.

Die Sicherheitsforscher*innen Bianca Kastl 
und Martin Tschirsich vom CCC erklärten 
Anfang April jedenfalls, dass es weiterhin ePA-
Sicherheitsmängel gebe: »Bei den versproche-
nen Updates handelt es sich lediglich um den 
Versuch der Schadensbegrenzung bei einem der 
vielen von uns demonstrierten Angriffe«, sagten 
sie dem Portal heise online. 

Verbesserungen, nicht nur im Blick auf 
Sicherheit, wurden Ende Mai auch vom Deut-
schen Ärztetag in Leipzig angemahnt. »Die bei 
der Erprobung in den Pilotregionen aufgetrete
nen praktischen und technischen Probleme 
müssen zuverlässig gelöst werden, um eine 
bundesweit verlässliche Nutzung der ePA zu 
gewährleisten«, fordert ein vom Vorstand der 
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